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Das Jahr 2024 fing ermutigend an: Jede Woche war von größeren Demonstrationen zu lesen. Gar von
einer Protestewelle war die Rede, als in ca. 200 deutschen Städten am Wochenende Menschen auf
die Straße gingen, um gegen die bekanntgewordenen Remigrationspläne der AfD und ihnen
nahestehender rechter Strukturen zu demonstrieren – Pläne, die viele Menschen betreffen würden.
So war es nicht verwunderlich, dass sich bis Ende Februar etwa 4 Millionen Menschen beteiligten,
nicht nur in Großstädten, sondern auch im ländlichen Raum. Doch nun scheint der Protest
abzuebben – und das liegt nicht daran, dass der Rechtsruck aufgehalten wurde. Woran also sonst?
Und welche Rolle spielen dabei die Gewerkschaften?

Kern des Protests

Während die CORRECTIV-Recherchen über das Hinterzimmertreffen der AfD und die
„Remigrationspläne“ zwar Auslöser für die Proteste waren, so lag deren Hauptimpuls jedoch nicht in
der Besorgnis um den gesellschaftlichen Rechtsruck oder die massenhaften Abschiebungen, sondern
die Gefahr, die daraus für den Status quo der herrschenden Ordnung und damit den
parlamentarisch-demokratischen Teil des kapitalistischen Überbaus erwächst. Oder kurz: die Angst
vor dem drohenden Faschismus, verkörpert durch die AfD, sowie drohende „Weimarer
Verhältnisse“. Konkret, dass die AfD für Verfassungsfragen die Größe einer sogenannten
Sperrminorität erreichen könnte und somit keine Beschlüsse mehr mit Zweidrittelmehrheit gefasst
werden könnten. Dies ist wichtig zu verstehen, um den Protest entsprechend zu charakterisieren.

Das heißt nicht, dass Antirassismus keine Rolle gespielt hat und nicht für viele ebenfalls ein
Beweggrund gewesen ist. Nur spielte dieser nicht die Hauptrolle. Das ist einer der Gründe, warum
sich die aktuellen Regierungsparteien so einfach unter den Protest mischen konnten, ohne für ihre
aktuelle Abschiebepraxis kritisiert zu werden. Dadurch wurde es FDP, CDU/CSU, Grünen, SPD und
der LINKEN ermöglicht, mit dem Finger auf die AfD zu zeigen und für das kommenden
Superwahljahr von ihrer menschenverachtenden Asylpolitik in Landes- und Bundesregierungen
abzulenken.

Vertreten auf den Protesten waren jedoch nicht nur Regierungsparteien, sondern auch andere
unterschiedliche Organisationen der „Zivilgesellschaft“, von NGOs über Kirchen bis hin zu den DGB-
Gewerkschaften. Doch nach ein paar Wochen zeigte sich schnell ein bekanntes
Mobilisierungsmuster aus den letzten Jahren, wie bei den #unteilbar- Demonstrationen: ein breites,
buntes Bündnis soll dafür gewonnen werden, moralisch die Ideologie der extremen Rechten zu
verunglimpfen. Doch nach den einzelnen Kundgebungen sowie Demonstrationen passierte nicht
mehr viel. Das hilft wenig im Kampf gegen rechts, genauso wenig wie etwaige Verbotsdiskussionen.
Damit der Protest nicht verpufft, könnte vieles getan werden. Insbesondere den Gewerkschaften fällt
hier eine Schlüsselposition zu.

Eine der zentralen Fragen ist also: Wie kann so ein Protest zu einer Bewegung werden, die nicht nur
gegen die AfD moralisiert, sondern dem Rechtsruck insgesamt etwas entgegenstellen kann?
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Vom Protest zur Bewegung

Um gesellschaftliche Kräfteverhältnisse zu ändern, reicht es nicht aus, dass diejenigen, die eh schon
gegen die AfD sind, einfach auf die Straße gehen. Das hat vor 10 Jahren recht wenig gebracht und
bringt heute noch weniger. Vielmehr muss der Protest in den Alltag getragen werden, an Schulen,
Universitäten – und in die Betriebe. Hier sitzen die Gewerkschaften in einer Schlüsselposition.
Theoretisch könnten sie ihre Mitgliedschaft mobilisieren, tausende von Betriebsversammlungen
organisieren und damit einer Bewegung massiven Anschub leisten. Auf solchen Versammlungen
reicht es jedoch nicht, nur mit moralisierenden Argumenten oder leeren Floskeln wie „Humanität“
und „Toleranz“ zu kommen. Um wirklich etwas zu verändern, müssen konkrete Verbesserungen
erkämpft werden. Auch dies wäre durch die Gewerkschaften möglich, schließlich spielen sie eine
Schlüsselrolle und können so effektiv auf den Produktionsprozess Druck ausüben.

Warum ist das notwendig?

Die AfD ist nicht über Nacht erfolgreich geworden, sondern existiert seit 10 Jahren. Damit wird sie
mittlerweile nicht mehr einfach nur aus Protest gewählt von jenen, die mal eben den etablierten
Parteien eins auswischen wollen. Vielmehr ist sie Resultat der

immer offener auftretende Krisen, die Zukunftsängste erzeugen und für die die etablierten Parteien
keine adäquaten Lösungsansätze bieten können. Schließlich sind sie doch selbst das Problem oder
haben über Jahrzehnte hinweg die Auswirkungen dieser Krise in den Augen vieler verwaltet und
mitverantwortet. In diesem Windschatten konnte sich die AfD erst hinter ihrer Anti-EU-, dann Anti-
Geflüchteten- und nun ihrer Anti-Ampelpolitik immer weiter aufbauen, an Stimmen gewinnen und
auch politische Themen bestimmen und diese nach rechts drängen. Anstatt die Politik der Rechten
aktiv zu bekämpfen, konnten die „Verwalter:innen“ des Systems nicht anders, als deren
Forderungen und darüber hinaus aufzunehmen und dabei die politische Landschaft insgesamt nach
rechts zu verschieben.

Aber nicht nur die politischen Parteien, sondern auch die Gewerkschaften haben zu dieser
Stimmung beigetragen. Durch ihre starke Verbindung mit der SPD und in gewissem Masse mit der
LINKEN, bildeten sie stets einen Stabilisierungsaktor für die Regierungspolitik. Durch ihre
sozialpartnerschaftliche Strategie sorgten sie nicht nur für das Abwälzen von Krisenlasten auf breite
Teile der arbeitenden Gesellschaft (und somit auf ihre eigenen Mitglieder), sondern trugen auch
durch ihre Positionen zum Ukrainekrieg und Nahostkonflikt dazu bei, dass sie als Teil des
„Problems“ wahrgenommen werden und nicht als eine Organisation, von denen sich Menschen
Lösungen für ihre Krisenängste erwarten.

Wer nun erfolgreich gegen rechts kämpfen will, muss mit dieser Politik brechen, konkreter: mit der
Sozialpartner:innenschaft.

Fesseln der Sozialpartner:innenschaft

Diese Strategie stellt eine der größten Fesseln dar, die die Gewerkschaften, vermittelt durch ihre
Bürokratie und die reformistischen Parteien, an das kapitalistische System bindet und sie dazu
verdammt, die Sozial-, Migrations- oder Außenpolitik der Regierung zu verteidigen. Dies bedeutet,
dass die Gewerkschaftsbürokratie die herrschende Politik samt ihrer Angriffe auf die Lebens- und
Arbeitsverhältnisse mittels ihrer Klassenversöhnungsstrategie und Führung ihrer Arbeitskämpfe
abdeckt und unterstützt. Dies äußert sich derzeit vor allem in den geführten
Tarifauseinanedersetzungen, die sich alle unabhängig von der Kampfkraft der Beschäftigten an der
„Konzertierten Aktion“ orientieren. Diese wurde zusammen mit dem Kanzler, den
Regierungsparteien und den DGB-Gewerkschaftsspitzen abgesprochen und vereinbart, um klare



Haltelinien für die Tairfverhandlungen festzulegen. Diese sollen es einerseits der Regierung
ermöglichen, ihre Programme zu verwirklichen und gleichzeitig der Gewerkschaftsbürokratie
erlauben, ihren Stammbelegschaften Erleichterungen zu versprechen, kämpferische Töne
anzuschlagen, ohne aber sie in für die Regierung gefährliche Richtung lenken zu müssen.

Was könnten die Gewerkschaften denn tun?

Mit Hinblick auf die Bewegung gegen rechts geht es vor allem darum, Antworten zu geben, wie an
dieser angesetzt werden und ihr eine politische Stoßrichtung gegen die Politik der Regierung und
der Abwälzung der unterschiedlichen Krisenlasten auf unsere Schultern gegeben werden kann.
Diese Abwälzung muss verhindert werden. Sie verkörpert eine der realsten Zukunftsängste vieler
Menschen. Es muss sich aktiv gegen die von der AfD (wie auch anderen konservativen Parteien)
betriebene Sündenbockpolitik in Gestalt von „Ausländer:innen“, „Migrant:innen“,
„Bürger:innengeldbezieher:innen“ oder „Arbeitslosen“ entgegenstellt werden, anstatt diese
Erklärungsmuster wie beim BSW zu verinnerlichen. Die Probleme müssen klar angesprochen und
offengelegt werden: Für die zunehmenden Krisen und Zukunftsängste ist das Kapital mit seinen
internationalen Konkurrenzkämpfen, die sie auf unseren Rücken austrägt, verantwortlich, also
wirklich Sündenbock.

Die Gewerkschaften könnten durch die Organisierung von Geflüchteten, Migrant:innen,
Arbeiter:innen, Jugendlichen sowie Arbeitslosen und Rentner:innen Brücken schlagen zwischen
diesen Menschen. Durch Massenmobilisierungen können diese zusammengeführt und
unterschiedliche politische Themen angesprochen werden. Dadurch lässt sich zum Beispiel der
Kampf gegen rechts im Betrieb mit dem gegen Lohnabbau und Sozialkürzungen gut verbinden.
Hierbei kann doch aufgezeigt werden, dass nicht die Bezüge für Arbeitslose bzw. Migrant:innen
schuld daran sind, dass es zu Reallohnverlusten während der Inflation kommt, sondern es daran
liegt, dass das Kapital nicht mehr Geld lockermachen möchte, obwohl für Managerboni wie bei der
Bahn die Millionen fließen können. Dies kann praktisch dadurch geschehen, dass wir für
Verbesserungen für alle auf die Straße gehen – finanziert durch die Reichen – und dabei nicht
zurückschrecken, klare antirassistische Positionen zu beziehen. Zentrale Forderungen für eine
Kampagne, die unterschiedliche Proteste zusammenführen kann, könnten u. a. folgende sein:

Mehr für uns: Anhebung des Mindestlohns für alle und Mindesteinkommen gekoppelt
an die Inflation! Für das Recht auf Arbeit und die gewerkschaftliche Organisierung
aller Geflüchteten, keine Kompromisse bei Mindestlohn und Sozialleistungen!

Wohnraum muss bezahlbar bleiben: Nein zum menschenunwürdigen Lagersystem!
Enteignung leerstehenden Wohnraums und Nutzbarmachung öffentlicher Immobilien
zur dezentralen und selbstverwalteten Unterbringung von Geflüchteten und für
massiven Ausbau des sozialen Wohnungsbaus statt Privatisierung! Nein zu Leerstand
und Spekulation!


